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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem 

1. Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/2376 — 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 
(MRRG) 

2. Antrag der Abgeordneten Ingrid Köppe, Dr. Wolfgang Ullmann 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/2533 — 

Zugriff von Parteien und Kirchen auf Daten von Bürgerinnen und Bürgern 
im Melderecht 

A. Problem 

Zu 1. 

Beim Vollzug der aufgrund des Melderechtsrahmengesetzes 
(MRRG) vom 16. August 1980 erlassenen Landesmeldegesetze hat 
sich gezeigt, daß in einzelnen Regelungen des MRRG noch stärker 
als bisher auf eine bürgerfreundliche Gestaltung sowie auf das 
informationelle Selbstbestimmungsrecht und das Gebot der Ver-
waltungsvereinfachung Rücksicht zu nehmen ist. Das MRRG soll 
insoweit den Erfordernissen angepaßt werden. 
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Zu 2. 

Die Abgeordneten Ingrid Köppe, Dr. Wolfgang Ullmann und die 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begehren eine Entschließung 
des Deutschen Bundestages, mit der die Bundesregierung insbe-
sondere aufgefordert werden soll, den Entwurf eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes (Drucksache 
12/2376) neu einzubringen und dabei unter anderem folgende 
Änderungen vorzusehen: 

— Die in § 16 vorgesehenen Regelungen für eine Meldepflicht bei 
der Unterkunft in Beherbergungsstätten, Krankenhäusern, 
Pflegeheimen oder ähnlichen Einrichtungen sowie die polizei-
lichen Verwertungsrechte dabei werden gestrichen. 

— Die insbesondere in den §§ 18 und 19 vorgesehene Datenüber-
mittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften wird 
gestrichen. 

— Die in § 22 vorgesehene Regelung für Melderegisterauskünfte 
an Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvor-
schlägen bei Wahlen zum Deutschen Bundestag oder zum 
Europäischen Parlament wird gestrichen. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 12/2376 in der durch 
den Ausschuß abgeänderten Fassung. 

Mehrheit im Ausschuß 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 12/2533. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Kosten für den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten. Mehrbela-
stungen der Haushalte der Länder und Gemeinden sind ebenfalls 
nicht zu erwarten. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6613 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
12/2376 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag der Abgeordneten Ing rid Köppe, Dr. Wolfgang 
Ullmann und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Druck-
sache 12/2533 — abzulehnen. 

Bonn, den 14. Januar 1994 

Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bernrath 

Vorsitzender 

Dorle Marx 

Berichterstatterin 

Meinrad Belle 

Berichterstatter 

Dr. Burkhard Hirsch 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 
(MRRG) 
— Drucksache 12/2376 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

(MRRG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Melderechtsrahmengesetz vom 16. August 
1980 (BGBl. I S. 1429), geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBl. I S. 179), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden 

(1) Die für das Meldewesen zuständigen Behör-
den der Linder (Meldebehörden) haben die in 
ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Ein-
wohner zu registrieren, um deren Identität und 
Wohnungen feststellen und nachweisen zu kön-
nen. Sie erteilen Melderegisterauskünfte, wirken 
bei der Durchführung von Aufgaben anderer 
Behörden oder sonstiger öffentlicher Stellen mit 
und übermitteln Daten. Zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben führen die Meldebehörden Melderegister. 
Diese enthalten Daten, die von den Einwohnern 
erhoben, von Behörden und sonstigen öffentli-
chen Stellen übermittelt oder sonst amtlich 
bekanntwerden. 

(2) Die Meldebehörden dürfen personenbezo-
gene Daten, die im Melderegister gespeichert 
werden, nur nach Maßgabe dieses Gesetzes oder 
sonstiger Rechtsvorschriften erheben, verarbeiten 
oder nutzen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Doktorgrad,". 

b) Absatz 1 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 

„9. gesetzlicher Vertreter, Eltern von Kindern 
nach Nummer 16 (Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der 
Geburt, Sterbetag),". 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

(MRRG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Melderechtsrahmengesetz vom 16. August 
1980 (BGBl. I S. 1429), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 1993 (BGBl. II 1993 
S. 1010), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Entwurf 

c) Absatz 1 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. Staatsangehörigkeiten, ". 

d) Absatz 1 Nr. 14 erhält folgende Fassung: 

„14. Familienstand, bei Verheirateten zusätz-
lich Tag und Ort der Eheschließung,". 

e) Absatz 1 Nr. 16 erhält folgende Fassung: 

„16. Kinder bis zur Vollendung des 27. Le-
bensjahres (Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad, Tag der Geburt, Sterbe-
tag), ". 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Zweckbindung der Daten 

Die Meldebehörden dürfen die in § 2 Abs. 2 
bezeichneten oder nach § 2 Abs. 3 gespeicherten 
zusätzlichen Daten nur im Rahmen der do rt 

 genannten Zwecke verarbeiten oder nutzen. Sie 
haben diese Daten nach der jeweiligen Zweckbe-
stimmung gesondert zu speichern oder auf andere 
Weise sicherzustellen, daß sie nur nach Maßgabe 
des Satzes 1 verarbeitet oder genutzt werden. 
Diese Daten dürfen nur insoweit zusammen mit 
den in § 2 Abs. 1 bezeichneten Daten verarbeitet 
oder genutzt werden, als dies zur Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist. Die Regelun-
gen über Datenübermittlungen nach § 18 Abs. 2 
und 3 bleiben unberührt mit der Maßgabe, daß die 
in § 2 Abs. 2 Nr. 1 genannten Daten an  die mit der 
Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 
zuständigen Stellen und in den Fällen des § 17 
Abs. 1 übermittelt werden dürfen." 

4. In § 4 Abs. 1 werden nach dem Wort  „Abmel-
dung" die Wörter „oder der Änderung des Woh-
nungsstatus" eingefügt. 

5. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den bei Meldebehörden oder anderen 
Stellen, die im Auftrag der Meldebehörden han-
deln, beschäftigten Personen ist es untersagt, 
personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, 
zu verarbeiten oder zu nutzen." 

6. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

Schutzwürdige Interessen der Betroffenen 

Schutzwürdige Interessen der Betroffenen dür-
fen durch die Erhebung, Verarbeitung oder Nut- 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

c) unverändert 

d) unverändert 

d1) Absatz 1 Nr. 15 erhält folgende Fassung: 

„15. Ehegatte (Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, 
Sterbetag),". 

e) unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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Entwurf 

zung personenbezogener Daten nicht beeinträch-
tigt werden. Schutzwürdige Interessen werden 
insbesondere beeinträchtigt, wenn die Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung, gemessen an ihrer 
Eignung und ihrer Erforderlichkeit zu dem vorge-
sehenen Zweck, den Be troffenen unverhältnis-
mäßig belastet. Die Prüfung, ob schutzwürdige 
Interessen der Be troffenen beeinträchtigt werden, 
entfällt, wenn die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 
ist." 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden 

aa) das Semikolon durch einen Punkt er-
setzt, 

bb) der dem bisherigen Semikolon folgende 
Satzteil durch folgenden Satz ersetzt: 

„Sie sind mit Ausnahme der Daten nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 2 Nr. 2, die mit 
Ablauf des auf den Tod oder den Wegzug 
folgenden Kalenderjahres zu löschen sind, 
unverzüglich nach dem Wegzug und der 
Auswertung der Rückmeldung oder nach 
dem Tod des Einwohners zu löschen." 

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Danach dürfen sie mit Ausnahme der Vor-
und Familiennamen sowie etwaiger früherer 
Namen, der gegenwärtigen und früheren 
Anschriften, des Auszugstages und des Sterbe-
tages und -ortes nicht mehr verarbeitet oder 
genutzt werden, es sei denn, daß dies zu 
wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung 
einer bestehenden Beweisnot, zur Aufgaben-
erfüllung der in § 18 Abs. 3 genannten Behör-
den oder für Wahlzwecke unerläßlich ist oder 
der Betroffene schriftlich eingewilligt hat." 

8. § 11 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Als Wohnung gilt auch die Unterkunft an 
 Bord eines Schiffes der Bundeswehr." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in ihm wird 
das Wort  „jedoch" gestrichen. 

9. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Einwohner hat der Meldebehörde mitzu-
teilen, welche Wohnung nach den Absätzen 2 
und 3 seine Hauptwohnung ist." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Hat ein Einwohner mehrere Wohnun-
gen im Inland, so ist eine dieser Wohnungen 
seine Hauptwohnung. Der Einwohner hat der 
Meldebehörde mitzuteilen, welche Wohnung 
nach den Absätzen 2 und 3 seine Hauptwoh-
nung ist. " 
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Entwurf 

b) In Absatz 2 wird nach Satz 2 der folgende 
Satz 3 eingefügt: 

„Hauptwohnung eines minderjährigen Ein-
wohners ist die vorwiegend benutzte Woh-
nung des Personensorgeberechtigten." 

10. In § 14 Nr. 2 werden die Worte „durch Rechtsvor-
schriften oder" gestrichen. 

11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„a) Grundwehrdienst, Wehrdienst als Soldat 
auf Zeit mit einer auf insgesamt nicht mehr 
als zwei Jahre festgesetzten Dienstzeit, 
Wehrdienst als Eignungsübender, Wehr-
übungen oder unbefristeten Wehr-
dienst,". 

b) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) Grenzschutzgrunddienst, Grenzschutz-
übungen, unbefristeten Grenzschutz

-

dienst oder Vorbereitungsdienst als Poli-
zeivollzugsbeamter des mittleren Dienstes 
im Bundesgrenzschutz oder". 

c) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit mit einer 
auf insgesamt mehr als zwei Jahre festge-
setzten Dienstzeit und Beamte des Bun-
desgrenzschutzes, soweit sie nicht zu dem 
Personenkreis nach Nummer 1 Buch-
stabe b gehören, aus dienstlichen Grün-
den für eine Dauer von bis zu sechs Mona-
ten eine Gemeinschaftsunterkunft oder 
eine andere dienstlich bereitgestellte Un-
terkunft beziehen und sie für eine Woh-
nung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gemeldet sind." 

d) Absatz 2 wird gestrichen.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

b) In Absatz 2 werden nach Satz 2 folgende 
Sätze 3 und 4 eingefügt: 

„Hauptwohnung eines minderjährigen Ein-
wohners ist die vorwiegend benutzte Woh-
nung des Personensorgeberechtigten. Haupt-
wohnung eines Behinderten, der in einer 
Behinderteneinrichtung untergebracht ist, 
bleibt auf Antrag des Behinderten bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres die Woh-
nung nach Satz 3." 

9a. § 13 wird wie folgt geändert: 

In den Absätzen 1 und 2 werden die Wörter „im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes" jeweils ersetzt 
durch die Wörter „in der Bundesrepublik 
Deutschland". 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes" ersetzt durch 
die Wörter „in der Bundesrepublik Deutsch-
land". 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „durch 
Rechtsvorschriften oder" gestrichen. 

11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit mit einer 
auf insgesamt mehr als zwei Jahre festge-
setzten Dienstzeit und Beamte des Bun-
desgrenzschutzes, soweit sie nicht zu dem 
Personenkreis nach Nummer 1 Buch-
stabe b gehören, aus dienstlichen Grün-
den für eine Dauer von bis zu sechs Mona-
ten eine Gemeinschaftsunterkunft oder 
eine andere dienstlich bereitgestellte Un-
terkunft beziehen und sie für eine Woh-
nung im Inland gemeldet sind." 

d) unverändert 
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Entwurf 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Leiter der Beherbergungsstätten oder 
ihre Beauftragten haben auf die Erfüllung 
dieser Meldepflicht hinzuwirken und die aus-
gefüllten Meldevordrucke nach Maßgabe des 
Landesrechts für die zuständige Behörde 
bereitzuhalten." 

b) In Absatz 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 
eingefügt: 

„Dieser Behörde sind die Meldevordrucke zur 
Einsicht vorzulegen oder zu übermitteln, wenn 
dies nach ihrer Feststellung für Zwecke der 
Gefahrenabwehr oder der Strafverfolgung 
oder der Aufklärung des Schicksals von Ver-
mißten und Unfallopfern erforderlich ist, 
soweit durch Bundes- oder Landesrecht nichts 
anderes bestimmt ist." 

c) In Absatz 2 letzter Satz werden die Worte 
„Sätze 1 bis 3" durch die Worte „ Sätze I bis 4" 
ersetzt. 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die in Krankenhäuser, Pflegeheime 
oder ähnliche Einrichtungen aufgenommenen 
Personen haben den Leitern dieser Einrichtun-
gen oder ihren Beauftragten die erforderlichen 
Angaben über ihre Identität zu machen. Die 
Leiter der Einrichtungen oder ihre Beauftrag-
ten sind verpflichtet, diese Angaben unverzüg-
lich in ein Verzeichnis aufzunehmen. Der 
zuständigen Behörde ist hieraus Auskunft zu 
erteilen, wenn dies nach ihrer Feststellung zur 
Abwehr einer erheblichen Gefahr, zur Verfol-
gung von Straftaten oder zur Aufklärung des 
Schicksals von Vermißten und Unfallopfern im 
Einzelfall erforderlich ist." 

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach den Absätzen 2 und 3 erhobe-
nen Angaben dürfen nur für die Zwecke ver-
wendet werden, zu deren Erfüllung sie bereit-
gestellt wurden. Für die nach Absatz 2 erhobe-
nen Angaben gilt dies nur, soweit durch Bun-
des- oder Landesrecht nichts anderes bestimmt 
ist." 

13. § 17 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Hat sich ein Einwohner bei einer Meldebe-
hörde angemeldet, so hat diese die bisher zustän-
dige Meldebehörde und die für weitere Wohnun-
gen zuständigen Meldebehörden davon durch 
Übermittlung von 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Anschriften, 

3. Tag und Ort der Geburt,  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 

b) entfällt 

c) entfällt 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die in Krankenhäuser, Pflegeheime 
oder ähnliche Einrichtungen aufgenommenen 
Personen haben den Leitern dieser Einrichtun-
gen oder ihren Beauftragten die erforderlichen 
Angaben über ihre Identität zu machen. Die 
Leiter der Einrichtungen oder ihre Beauftrag-
ten sind verpflichtet, diese Angaben unverzüg-
lich in ein Verzeichnis aufzunehmen. Der 
zuständigen Behörde ist hieraus Auskunft zu 
erteilen, wenn dies nach ihrer Feststellung zur 
Abwehr einer erheblichen und gegenwärtigen 
Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten oder zur 
Aufklärung des Schicksals von Vermißten und 
Unfallopfern im Einzelfall erforderlich ist."  

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach Absatz 2 erhobenen Angaben 
dürfen nur von den dort genannten Behörden 
für Zwecke der Gefahrenabwehr oder der 
Strafverfolgung sowie zur Aufklärung der 
Schicksale von Vermißten und Unfallopfern 
ausgewertet und verarbeitet werden, soweit 
durch Bundes- oder Landesrecht nichts ande-
res bestimmt ist." 

13. § 17 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Hat sich ein Einwohner bei einer Meldebehörde 
angemeldet, so hat diese die bisher zuständige 
Meldebehörde und die für weitere Wohnungen 
zuständigen Meldebehörden davon durch Über-
mittlung von 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Doktorgrad 

3. Anschriften, 

4. Tag und Ort der Geburt, 
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4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, 

5. Staatsangehörigkeiten, 

6. Tag des Zuzugs, 

7. Haupt- oder Nebenwohnung und 

8. Familienstand 

des Einwohners zu unterrichten (Rückmel-
dung) ". 

14. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Meldebehörde darf einer anderen 
Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aus dem 
Melderegister 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

5. Anschriften, 

6. Tag des Ein- und Auszugs, 

7. Tag und Ort der Geburt, 

8. Geschlecht, 

9. gesetzlicher Vertreter, 

10. Staatsangehörigkeiten, 

11. Familienstand, 

12. Übermittlungssperren 
sowie 

13. Sterbetag und -ort 

übermitteln, wenn dies zur Erfüllung der in 
ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich 
ist. " 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort  „rechtmäßi-
gen" gestrichen. 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Innerhalb der Verwaltungseinheit, der 
die Meldebehörde angehört, dürfen unter den 
in Absatz 1 genannten Voraussetzungen sämt-
liche der in § 2 Abs. 1 aufgeführten Daten und 
Hinweise weitergegeben werden. Für die Wei-
tergabe und Einsichtnahme von Daten und 
Hinweisen nach § 2 Abs. 2 gilt Absatz 2 ent-
sprechend." 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Datenempfänger dürfen die Daten, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
nur für die Zwecke verarbeiten oder nutzen, zu 
deren Erfüllung sie ihnen übermittelt wur-
den."  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, 

6. Staatsangehörigkeiten, 

7. Tag des Zuzugs, 

8. Haupt- oder Nebenwohnung und 

9. Familienstand 

des Einwohners zu unterrichten (Rückmel-
dung). " 

14. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Meldebehörde darf einer anderen Be-
hörde oder sonstigen öffentlichen Stelle in der 
Bundesrepublik Deutschland aus dem Melde-
register 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

übermitteln, wenn dies zur Erfüllung der in 
ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich 
ist. " 

unverändert 

c) unverändert 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Datenempfänger dürfen die Daten, 
nur für die Zwecke verarbeiten oder nutzen, zu 
deren Erfüllung sie ihnen übermittelt wur-
den."  
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15. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Doktorgrad". 

b) Absatz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Ordensnamen/Künstlernamen,". 

c) Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 
„7. Staatsangehörigkeiten,". 

d) Absatz 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung, Tag des Ein-
und Auszugs,". 

e) In Absatz 1 Nr. 9 wird das Komma durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„zusätzlich bei Verheirateten: Tag der Ehe-
schließung,". 

16. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Durchführung von nach Maß-
gabe des § 18 Abs. 4 bundes- oder landesrechtlich 
zugelassenen regelmäßigen Datenübermittlun-
gen der Meldebehörden an Behörden des Bundes, 
bundesunmittelbare Körperschaften und Anstal-
ten des öffentlichen Rechts sowie an Vereinigun-
gen solcher Körperschaften und Anstalten das 
Nähere über das Verfahren der Übermittlung 
festzulegen. " 

17. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „akade-
mische Grade" durch das Wort . „Doktorgrad" 
ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Staatsangehörigkeiten,". 

c) In Absatz 7 Nr. 1 werden die Worte „nach § 61 
Abs. 2 und 3 des Personenstandsgesetzes" 
durch die Worte „nach § 61 Abs. 2 bis 4 des 
Personenstandsgesetzes" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

15. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Absatz 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, 
Haupt- und Nebenwohnung, Tag des Ein-
und Auszugs, ". 

e) unverändert 

16. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) unverändert 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Der Bundes-
minister des Innern" durch die Wörter „Das 
Bundesministerium des Innern" ersetzt. 

17. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 
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Entwurf 

18. § 22 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Meldebehörde darf Parteien, Wähler-
gruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlä-
gen im Zusammenhang mit Wahlen zum Deut-
schen Bundestag oder zum Europäischen Parla-
ment in den sechs der Wahl vorangehenden 
Monaten Auskunft aus dem Melderegister über 
die in § 21 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren 
Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend 
ist und die Wahlberechtigten dieser Auskunftser-
teilung nicht widersprochen  haben."  

19. Nach § 23 wird folgender § 24 eingefügt: 

„§ 24 

Einsichtnahme der Polizei in das Melderegister 

Soweit in den Ländern Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen Datenübermittlungen nach § 18 
Abs. 1 oder 2 wegen der besonderen Art der 
Speicherung im Melderegister nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich sind, 
kann für die Zeit bis zum 31. Dezember 1996 
durch Landesgesetz bestimmt werden, daß die in 
diesen Ländern für den Polizeivollzugsdienst 
zuständigen Behörden befugt sind, unter den 
Voraussetzungen des § 18 Abs. 1 oder 2 Einsicht 
in die bei der Meldebehörde gespeicherten Daten 
zu nehmen. Die Verarbeitung und Nutzung von 
Daten, die nach § 18 Abs. 1 oder 2 nicht übermit-
telt werden dürfen, ist unzulässig. § 18 Abs. 3 und 
6 bleiben unberührt."  

Artikel 2 

Die Zweite Meldedaten-Übermittlungsverordnung 
des Bundes — 2. BMe1dDÜV) vom 26. Juni 1984 
(BGBl. I S. 810), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 werden die Worte „akademische 
Grade" durch das Wo rt  „Doktorgrad" ersetzt. 

2. In den Anlagen 3 Seite 4 und Seite 6 werden die 
in der Spalte „Feldbezeichnung" verwendeten 
Worte „akademische Grade" durch das Wort 
„Doktorgrad" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

18. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Meldebehörde darf Parteien, Wäh-
lergruppen und anderen Trägern von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen 
zum Deutschen Bundestag oder zum Europäi-
schen Parlament in den sechs der Wahl voran-
gehenden Monaten Auskunft aus dem Melde-
register über die in § 21 Abs. 1 Satz 1 bezeich-
neten Daten von Gruppen von Wahlberechtig-
ten erteilen, soweit für deren Zusammenset-
zung das Lebensalter bestimmend ist und die 
Wahlberechtigten dieser Auskunftserteilung 
nicht widersprochen haben." 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Der Empfänger hat die Daten spätestens 
einen Monat nach der Wahl zu löschen." 

19. Nach § 23 wird folgender § 24 eingefügt: 

„ § 24 

unverändert 

Artikel 2 

Die Zweite Meldedaten-Übermittlungsverord-
nung des Bundes — 2. BMe1dDÜV) vom 26. Juni 
1984 (BGBl. I S. 810), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. Die Anlage 3 Seiten 4 und 5, Anlage 5 Seite 4, 
Anlage 5 a Seite 4, Anlage 6 Seiten 6 und 7, 
Anlage 8 Seite 6 und Anlage 8a Seite 6 erhalten 
die aus dem Anhang ersichtliche Fassung. 

Artikel 3 

Die auf Artikel 2 beruhenden Teile der Zweiten 
Meldedaten-Übermittlungsverordnung des Bundes 
können auf Grund der Ermächtigung im Melde-
rechtsrahmengesetz durch Rechtsverordnung geän-
dert werden. 
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Entwurf 

Artikel 3 

Der Bundesminister des Innern kann den Wortlaut 
des Melderechtsrahmengesetzes in der nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage 3 

Magnetbandorganisation für die Übermittlung von Daten an  die Kreiswehrersatzämter nach § 2 

Seite 4 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

noch Anlage 3 

Seite 5 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMe1d) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

noch Anlage 5 

Seite 4 

Satzbeschreibung Stand 

Dateiname 
EMBSTBOT 

Satzbezeichnung 
Rentenabgleichsmitteilung 

Satzart 
521 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*) Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

1 Satzlänge 	  1 4 4 n Inhalt: 0611 

2 Satzart 	  5 7 3 n Inhalt: 521 

3 0101 Familiennamen 	  8 52 45 a 
4 0102 Namensbestandteile des 

Familiennamens 	  53 97 45 a 

5 0103 Ehenamen 	  98 142 45 a 

6 0104 Namensbestandteile des 
Ehenamens 	  143 187 45 a 

7 0201 Geburtsnamen 	  188 232 45 a 

8 0203 Familiennamen vor Änderung . . 233 277 45 a 

9 0204 Namensbestandteile des 
Familiennamens vor Änderung 	 278 322 45 a 

10 0301 Vornamen 	  323 382 60 a 
11 0302 gebräuchlicher) Vornamen 	 383 402 20 a 
12 0303 Vornamen vor Änderung 	 403 462 60 a 

13 0601 Tag der Geburt 	  463 470 8 n TTMMJJJJ 
14 0602 Geburtsort 	  471 510 40 a 
15 0701 Geschlecht 	  511 511 1 a 

16 1201 Anschrift 
— Gemeindeschlüssel — 	 512 523 12 n 

17 1202 Anschrift 
— Postleitzahl — 	 524 528 5 n 

18 1203 Anschrift 
— Wohnort — 	  529 553 25 a 

19 1205 Anschrift 
— Straße — 	  554 578 25 a ist keine Straße 

angegeben: Leerzeichen 
20 1206 Anschrift 

— Hausnummer — 	 579 582 4 a Hausnummer linksbündig. 
Ist keine Hausnummer 
angegeben: Leerzeichen 

21 1207 Anschrift 
— Adressierungszusätze — 	 583 603 21 a 

22 1901 Sterbetag 	  604 611 8 n TTMMJJJJ 

*) Als Feldname ist die jewei lige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
* *) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage 5 a (der 2. BMeldDÜV) 

Seite 4 

Satzbeschreibung 
Stand 

Dateiname 
EMBHGBDT 

Satzbezeichnung 
Geburtsmitteilung 

Satzart 
GB 2 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*) Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

1 Satzlänge 	  1 4 4 n Inhalt: 0608 

2 Satzart 	  5 7 3 a Inhalt: GB 2 

3 0101 Familiennamen 	  8 52 45 a 

4 0102 Namensbestandteile 
des Familiennamens 	 53 97 45 a 

5 0103 Ehename 	  98 142 45 a 

6 0104 Namensbestandteile 
des Ehenamens 	  143 187 45 a 

7 0201 Geburtsnamen 	  188 232 45 a 

8 0202 Namensbestandteile 
des Geburtsnamens 	 233 277 45 a 

9 0203 Familiennamen vor Änderung . 	 278 322 45 a 

10 0301 Vornamen 	  323 382 60 a 

11 0302 gebräuchliche(r) Vornamen 	 383 402 20 a 

12 0303 Vornamen vor Änderung 	 403 462 60 a 

13 0601 Tag der Geburt 	  463 470 8 n TTMMJJJJ 

14 0602 Geburtsort 	  471 510 40 a 

15 1201 Anschrift 
— Gemeindeschlüssel — 	 511 522 12 n 

16 1202 Anschrift 
— Postleitzahl — 	  523 527 5 n 

17 1203 Anschrift 
— Wohnort — 	  528 552 25 a 

18 1205 Anschrift 
— Straße — 	  553 577 25 a ist keine Straße 

angegeben: Leerzeichen 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes far das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage 6 

Diskettenorganisation für die Übermittlung von Daten an die Kreiswehrersatzämter nach § 2 

Seite 6 

Satzbeschreibung 
Stand 

Dateiname 
DTAWUEBW 

Satzbezeichnung 
Wehrüberwachungsmitteilung 

Satzart 
001-003 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*) Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

10 Teilsatz 10 

10.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 0401 

10.2 0401 Doktorgrad 	  5 29 25 a 

10.3 0601 Tag der Geburt 	  30 37 8 n TTMMJJJJ 

10.4 Reserve 	  38 62 25 a Leerzeichen 

11 Teilsatz 11 	  

11.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 0602 

11.2 0602 Geburtsort 	  5 44 40 a 

11.3 0603 Geburtsort — Staat — 	 45 47 3 n 

11.4 1201 Anschrift 
— Gemeindeschlüssel — 	 48 59 12 n 

11.5 Reserve 	  60 62 3 a Leerzeichen 

12 Teilsatz 12 

12.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1202 

12.2 1202 Anschrift 
— Postleitzahl — 	  5 9 5 n 

12.3 1203 Anschrift 
— Wohnort — 	  10 34 25 a Nur für Hauptwohnungen 

(§ 12 Abs. 2 MRRG) 

12.4 1204 Anschrift — Wohnort — 
früherer Gemeindename 	 35 59 25 a 

12.5 Reserve 	  60 61 2 a Leerzeichen 

13 Teilsatz 13 

13.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1205 

13.2 1205 Anschrift — Straße — 	 5 29 25 a 

13.3 1206 Anschrift 
— Hausnummer — 	 30 33 4 a 

13.4 1207 Anschrift 
— Adressierungszusätze — 	 34 54 21 a 

13.5 1208 Anschrift 
— Hausnummer — 
Buchstabe/Zusatzziffern — 	 55 56 2 a 

*) Als Feldname ist die jewei lige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

noch Anlage 6 

Seite 7 

Satzbeschreibung Stand 

Dateiname 
DTWUEBW 

Satzbezeichnung 
Wehrüberwachungsmitteilung 

Satzart 
001-003 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*) Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

13.6 1209 Anschrift 
— Hausnummer — 
Teilnummer — 	  57 61 5 n 

13.7 Reserve 	  62 62 1 a Leerzeichen 

14 Teilsatz 14 
Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1210 

14.1 1210 Anschrift 
— Stockwerks-, 
Wohnungsnummer — 	 5 8 4 n 

14.2 1211 Anschrift 
— Zusatzangaben — 	 9 15 7 n 

14.3 1212 Anschrift 
— Wohnungsgeber — 	 16 41 26 n 

14.4 1213 Status der Wohnung 	 42 42 1 n 
14.5 1215 Zuzug von 

— Gemeindeschlüssel — 	 43 54 12 n 
14.6 1216 Zuzug von 

-- Postleitzahl — 	  55 59 5 n 
14.7 Reserve 	  60 63 4 a Leerzeichen 

15 Teilsatz 15 
15.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1217 
15.2 1217 Zuzug von — Wohnort — 	 5 29 25 a 
15.3 1218 Zuzug von — Wohnort — 

früherer Gemeindename — 	 30 54 25 a 
15.4 Reserve 	  55 60 6 a Leerzeichen 

16 Teilsatz 16 1 4 4 n Inhalt: 1219 
16.1 1219 Zuzug von — Straße — 	 5 29 25 n 
16.2 1220 Zuzug von 

— Hausnummer — 	 30 33 4 n 
16.3 1221 Zuzug von . 

— Adressierungszusâtze — 	 34 54 21 a 
16.4 1222 Zuzug von 

— Status der Wohnung — 	 55 55 1 n 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage 8 

Seite 6 

Satzbeschreibung 
Stand  

Dateiname 
EMBSTBDT 

Satzbezeichnung 
Rentenabgleichsmitteilung 

Satzart 
525 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*)  Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

11 Teilsatz 11 

11.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 0601 

11.2 0601 Tag der Geburt 	  5 12 8 n TTMMJJJJ 

11.3 0602 Geburtsort 	  13 52 40 a 

11.4 0701 Geschlecht 	  53 53 1 a 
11.5 Reserve 	  54 62 9 a Leerzeichen 

12 Teilsatz 12 

12.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1201 

12.2 1201 Anschrift 
— Gemeindeschlüssel — 	 5 16 12 n 

12.3 1202 Anschrift 
— Postleitzahl — 	 17 21 5 n 

12.4 1203 Anschrift — Wohnort — 	 22 46 25 a 
12.5 Reserve 	  47 62 16 a Leerzeichen 

13 Teilsatz 13 
13.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1205 
13.2 1205 Anschrift — Straße — 	 5 29 25 a 

13.3 1206 Anschrift 
— Hausnummer — 	 30 33 4 a Hausnummer linksbündig 

13.4 1207 Anschrift 
— Adressierungszusätze — 	 34 54 21 a 

13.5 Reserve ... 	  55 62 8 a Leerzeichen 

14 Teilsatz 14 
14.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1901 
14.2 1901 Sterbetag 	  5 12 8 n TTMMJJJJ 
14.3 Reserve 	  13 62 50 a Leerzeichen 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 



Drucksache 12/6613 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage 8a (der 2. BMeldDÜV) 

Seite 6 

Satzbeschreibung 
Stand  

Dateiname 
EMBHGBDT 

Satzbezeichnung 
Geburtsmitteilung 

Satzart 
GB 4 

Satzaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Feld

-

name*) Feldbezeichnung**) 
Stellen Feld

-

länge 
Feld

-

format Bemerkungen 
von bis 

10 Teilsatz 10 

10.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 0303 

10.2 0303 Vornamen vor Änderung 	 5 62 58 a 

11 Teilsatz 11 

11.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 0601 

11.2 0601 Tag der Geburt 	  5 12 8 n TTMMJJJJ 

11.3 0602 Geburtsort 	  13 52 40 a 

11.4 Reserve 	  53 62 10 a Leerzeichen 

12 Teilsatz 12 

12.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1201 

12.2 1201 Anschrift 
— Gemeindeschlüssel — 	 5 16 12 n 

12.3 1202 Anschrift — Postleitzahl — 	 17 21 5 n 

12.4 1203 Anschrift — Wohnort — 	 22 46 25 a 

12.5 Reserve 	  47 62 16 a Leerzeichen 

13 Teilsatz 13 

13.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1205 

13.2 1205 Anschrift 
— Straße — 	  5 29 25 a 

13.3 1206 Anschrift 
— Hausnummer — 	 30 33 4 n Hausnummer linksbündig 

13.4 1207 Anschrift 
— Adressierungszusätze — 	 34 54 21 a 

13.5 Reserve 	  55 62 8 a Leerzeichen 

14 Teilsatz 14 

14.1 Teilsatzbezeichnung 	 1 4 4 n Inhalt: 1604 

14.2 1604 Monat und Jahr der Geburt des 
Kindes 	  5 10 6 n MMJJJJ 

14.3 Reserve 	  11 62 52 a Leerzeichen 

*) Als Feldname ist die jeweilige Blatt-Nummer des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
**) Als Feldbezeichnung ist die vollständige Feldbezeichnung des Datensatzes für das Meldewesen (DSMeld) angegeben. 
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Bericht der Abgeordneten Dorle Marx, Meinrad Belle und Dr. Burkhard Hirsch 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 12/2376 wurde in der 91. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 7. Mai 1992 an  den Innenausschuß 
federführend und an den Rechtsausschuß, den Vertei-
digungsausschuß, den Ausschuß für Familie und 
Senioren und den Ausschuß für Fremdenverkehr und 
Tourismus zur Mitberatung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat mehrheitlich empfohlen, dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zuzustimmen. 
Ein Antrag der Fraktion der SPD zur Streichung von 
§ 22 MRRG wurde mehrheitlich abgelehnt. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 12/2376 in seiner Sitzung am 3. Juni 
1992 beraten. Er hat dem federführenden Innenaus-
schuß empfohlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Enthaltung der Gruppe 
der PDS/Linke Liste gefaßt. Vertreter der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben an  der Beratung 
nicht teilgenommen. 

Der Ausschuß für Familie und Senioren hat in seiner 
Sitzung am 29. Oktober 1992 einstimmig bei Abwe-
senheit der Mitglieder der Gruppen der PDS/Linke 
Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, 
dem Gesetzentwurf auf Drucksache 12/2376 zuzu-
stimmen. Er hat den federführenden Ausschuß jedoch 
gebeten, folgende familienpolitischen Aspekte besser 
zu berücksichtigen: 

Der Lebensmittelpunkt und damit der Hauptwohnsitz 
bei Minderjährigen müsse nach den Lebensumstän-
den der Familie bestimmt werden. Im Zweifelsfall 
entschieden die Be troffenen selbst, wo der Lebensmit-
telpunkt liege. Bei Minderjährigen sei die Hauptwoh-
nung in der Regel die überwiegend benutzte Woh-
nung der Personensorgeberechtigten, es sei denn, 
diese oder sonst Aufenthaltsbestimmungsberechtigte 
hätten etwas anderes bestimmt. Staatliche Korrektu-
ren oder Entscheidungen seien nur bei offensichtli-
chem Mißbrauch vorzusehen. Die Verbesserung für 
Minderjährige solle auch für Studenten gelten. Neben 
anderen Nachteilen könne es bei Kommunalwahlen 
z. B. vorkommen, daß sie beim erzwungenen Wechsel 
nicht wählen dürften, oder nur am Studienort, zu dem 
sie keine persönliche Bindung hätten. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus hat 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 12/2376 in seiner 
Sitzung am 1. Dezember 1993 beraten und dem 
Innenausschuß einstimmig bei Abwesenheit der Mit-
glieder der Fraktion der F.D.P. und des Mitglieds der 
Gruppe der PDS/Linke Liste vorgeschlagen, dem 
Deutschen Bundestag Annahme des Gesetzentwurfs 
zu empfehlen. 

Der Antrag der Abgeordneten Ing rid Köppe, Dr. Wolf-
gang Ullmann und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 12/2533 wurde in der 
91. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7. Mai 
1992 an  den Innenausschuß federführend und an  den 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat mehrheitlich die Ablehnung 
des Antrags auf Drucksache 12/2533 empfohlen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 12/2376 in seiner 83. Sitzung am 1. Dezember 
1993 beraten. 

Er hat den Antrag auf Drucksache 12/2533 in seiner 
78. Sitzung am 20. Oktober 1993 und in seiner 
83. Sitzung am 1. Dezember 1993 beraten. 

In seiner 86. Sitzung am 12. Januar 1994 hat er mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS/Linke Liste bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
beschlossen, dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung auf Drucksache 12/2376 in der aus der anliegen-
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzu-
stimmen. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS/Linke Liste hat er beschlossen, den 
Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 12/2533 abzulehnen. 

II. Zur Begründung 

Zur Begründung wird, soweit der Innenausschuß den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht abgeän-
dert hat, auf Drucksache 12/2376 verwiesen. 

Die Koalitionsfraktionen haben Änderungsanträge zu 
Drucksache 12/2376 in die Beratungen eingebracht, 
die dem Ausschuß in Form einer Synopse vorgelegen 
haben und die Zustimmung der Mehrheit des Aus-
schusses gefunden haben. Sie sind aus der beigefüg-
ten Zusammenstellung ersichtlich. 

Die Fraktion der SPD hat folgenden Änderungsantrag 
gestellt und betont, daß sie den Gesetzentwurf im 
übrigen mittrage: 

,Der Innenausschuß wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 18 erhält folgende Fassung: 

"18. § 22 Abs. 1 MRRG wird ersatzlos gestrichen." 
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Begründung 

Die in dieser Vorschrift vorgesehene Einführung der 
Widerspruchsmöglichkeit der Wähler ist nicht ausrei-
chend, um das informationelle Selbstbestimmungs-
recht der Bürger zu schützen. Die Einhaltung der 
Zweckbindung der weiteren Verwendung der den 
Parteien und Wählervereinigungen überlassenen per-
sonenbezogenen Daten ist in der Praxis nicht mög-
lich. Zum Schutz des informationellen Selbstbestim-
mungsrechts ist § 22 Abs. 1 MRRG ersatzlos zu strei-
chen. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
und der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS/Linke Liste mehrheitlich abgelehnt. 

Die Koalitionsfraktionen haben die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion der SPD damit begründet, daß es 
wesentlich sei, daß die Parteien die Bürger erreichen 
könnten. Die verfassungsmäßigen Aufgaben der Par-
teien dürften nicht übersehen werden. Die Rechte der 
Bürger seien dadurch ausreichend gewährleistet, daß 
ihnen ermöglicht werde, bereits in den Meldeformu

-

laren die Datenweitergabe durch die Meldebehörde 
auszuschließen. Vor den Wahlen werde zudem von 
den Einwohnermeldeämtern und in öffentlichen 
Bekanntmachungen darauf hingewiesen, daß man 
beantragen könne, die Datenauskunft nicht zu ertei-
len. Betont wurde, daß es nur um die Übermittlung von 
Namen und Anschriften gehe. Die Verfassung gebiete 
es zudem, Parteien nicht wie Meinungsforschungsin-
stitute und Marktforschungsinstitute unter § 21 zu 
fassen, was der Fall wäre, wenn § 22 gestrichen 
würde. 

Der Ausschuß hat einstimmig die melderechtlichen 
Regelungen hinsichtlich der Unterkunft in Beherber-
gungsstätten für problematisch gehalten. Er hat ihnen 
jedoch zugestimmt, um eine unterschiedliche Be-
handlung von Ausländern — die sich nach dem 
Schengener Abkommen richte — und von Deutschen 
zu verhindern und bundeseinheitliche Regelungen zu 
gewährleisten. 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat zur 
Begründung ihrer Ablehnung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung auf den Inhalt ihres Antrages auf 
Drucksache 12/2533 verwiesen. 

Bonn, den 14. Januar 1994 

Dorle Marx 

Berichterstatterin 

Meinrad Belle 

Berichterstatter 

Dr. Burkhard Hirsch 





 


